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 Zürich, 20. Juli 2026 
 
 
 
Dossier Nr. 12584, «Tagesschau» vom 4. Juli 2026 – «250 Jahre USA» 
 
 
Sehr geehrte Frau XY 
 
Wir nehmen Bezug auf Ihr Mail vom 6. Juli 2026, worin Sie obigen Beitrag wie folgt 
beanstanden:  

Im Rahmen des Beitrags wurde sinngemäss gesagt, Donald Trump würde sein Gesicht gerne 
auf dem Mount Rushmore neben den Gründervätern sehen. Unabhängig davon, ob diese 
Aussage auf früheren Berichten oder Äusserungen beruht, war sie für das Verständnis des 
eigentlichen Nachrichteninhalts nicht erforderlich. Sie vermittelte keinen zusätzlichen 
Sachverhalt, sondern wirkte vielmehr wie eine ironische oder spöttische Bemerkung auf 
Kosten des US-Präsidenten. 

Die beanstandete Bemerkung hatte ausmeiner Sicht keinen journalistischen Mehrwert. Sie 
diente weder der Einordnung noch dem Verständnis des berichteten Ereignisses, sondern 
erzeugte lediglich eine wertende Zuspitzung. Gerade in einer Nachrichtensendung ist jedoch 
eine klare Trennung zwischen Faktenvermittlung und persönlicher Bewertung erforderlich. 

Was mich zu dieser Beanstandung veranlasst, ist nicht nur diese einzelne Aussage.  
In den vergangenen Monaten ist mir wiederholt aufgefallen, dass in SRF-
Nachrichtensendungen gegenüber US-Präsident Donald Trump gelegentlich Formulierungen 
oder beiläufige Kommentare verwendet werden, die über eine rein sachliche 
Berichterstattung hinausgehen. Für sich genommen mögen solche Bemerkungen 
jeweils geringfügig erscheinen. In ihrer Gesamtheit entsteht jedoch der Eindruck, dass 
gegenüber dieser politischen Person eine andere sprachliche Zurückhaltung gilt als 
gegenüber anderen  Staats- und Regierungschefs. Dieser Eindruck ist aus meiner Sicht 
geeignet, das Vertrauen in die Neutralität der Berichterstattung zu beeinträchtigen. 
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Ich erwarte von einem öffentlich-rechtlichen Sender keine unkritische Berichterstattung. 
Politische Entscheidungen und Aussagen sollen und müssen kritisch eingeordnet werden. 
Diese Kritik sollte jedoch ausschliesslich auf Fakten und journalistischer Analyse beruhen und 
nicht durch ironische oder spöttische Zusätze in der Moderation transportiert werden. Die 
Nachrichtensendung ist kein Kommentarformat und kein Ort für persönliche Wertungen. 
Nach meinem Verständnisverlangt Art. 4 des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG), dass 
Ereignisse Sachgerecht dargestellt werden, damit sich das Publikum eine eigene Meinung 
bilden kann. Dazu gehört insbesondere, dass Moderatorinnen und Moderatoren keine 
persönlichen Wertungen durch Wortwahl oder unnötige Zusätze erkennen lassen. 
 
Ich bitte die Ombudsstelle deshalb zu prüfen, 

- ob die erwähnte Bemerkung den Anforderungen an eine sachgerechte 
Nachrichtenmoderation entspricht; 

- ob die Formulierung einen journalistischen Mehrwert hatte oder vielmehr eine 
unnötige persönliche Wertung darstellte; 

- und ob wiederkehrende wertende Formulierungen gegenüber derselben politischen 
Person mit dem Anspruch einer neutralen und ausgewogenen 
Nachrichtenberichterstattung vereinbar sind. 

 
Ich ersuche die Ombudsstelle, zu beurteilen, ob diese Art der Moderation mit dem 
Sachgerechtigkeitsgebot gemäss Art. 4 RTVG sowie mit dem publizistischen Auftrag eines 
öffentlich-rechtlichen Nachrichtendienstes vereinbar ist. Nach meiner Auffassung müssen 
Nachrichtensendungen gerade bei politisch kontroversen Themen besondere Zurückhaltung 
bei wertenden oder ironischen Formulierungen wahren, damit das Vertrauen des Publikums 
in ihre Unabhängigkeit und Neutralität erhalten bleibt. 

Ich danke Ihnen für die Prüfung meiner Beanstandung und freue mich auf Ihre 
Stellungnahme. 
 
Die Ombudsstelle hat sich den beanstandeten Beitrag genau angesehen und hält 
abschliessend fest: 

Die Aussage während des Berichts kommt nicht von ungefähr: Kristi Noem, damals 
Kongressabgeordnete aus South Dakota, erzählte 2018 dem Argus Leader, Trump habe ihr 
bei einem Treffen im Oval Office gesagt, es sei sein Traum, mit seinem Gesicht auf Mount 
Rushmore verewigt zu werden. Noem habe zunächst gelacht, Trump sei aber völlig ernst 
gewesen. Trump selbst hat sich öffentlich zwar vorsichtiger geäussert: Als das 
Medienprodukt «The Hill» ihn 2019 fragte, ob er finde, dass er zu Mount Rushmore 
hinzugefügt werden sollte, antwortete er ausweichend, ein «Ja» würde ihm nur schlechte 
Publicity einbringen. Das war ein typisches Nicht-Dementi – Trump hat die Idee also nie klar 
zurückgewiesen. 
 
Das Thema wurde anlässlich der Jubiläumsfeier wieder aktuell. Nachdem Trump zur 250-
Jahr-Feier der USA eine Rede am Mount Rushmore gehalten hatte, wurden aus dem rechten 
Lager erneut Forderungen laut, sein Gesicht dem Monument hinzuzufügen.  
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Genau deshalb kommt der Bemerkung im Kontext des Berichts ein erkennbarer 
Informations- und Einordnungswert zu. Dem Auftritt des amtierenden Präsidenten am Mount 
Rushmore erhält eine ganz besondere Bedeutung, weil dieses Monument vier der 
bedeutendsten Präsidenten der amerikanischen Geschichte gewidmet ist. Die Wahl gerade 
dieses Ortes für die Jubiläumsrede hat deshalb Symbolkraft. Für das Verständnis dieser 
Symbolik ist der Hinweis, dass der Redner selbst seit Jahren den dokumentierten Wunsch 
hegt, in diesem Monument verewigt zu werden, und dass sein Umfeld dies aktiv fordert, 
nicht ein blosser Zusatz, sondern ein relevanter Kontext. Er erlaubt dem Publikum, den 
Auftritt, dessen Inszenierung und die unmittelbar darauffolgenden Forderungen aus dem 
Umfeld des Präsidenten einzuordnen.  
 
Das Sachgerechtigkeitsgebot gemäss Art. 4 Abs. 2 RTVG verlangt keine wertungsfreie 
Sprache. Eine leicht pointierte Wendung ist zulässig, solange sie für das Publikum als solche 
erkennbar bleibt und den Kern des Sachverhalts korrekt wiedergibt. Beides ist hier der Fall: 
Der Wunsch nach Verewigung am Mount Rushmore ist belegt, und die Zuspitzung war als 
journalistische Färbung ohne weiteres erkennbar. Eine allfällige humoristische Note ändert 
nichts daran, dass der zugrunde liegende Sachverhalt zutrifft. Hinzu kommt, dass es sich bei 
Donald Trump um eine der exponiertesten politischen Persönlichkeiten der Gegenwart 
handelt, die sich regelmässig einer zugespitzten, personalisierten Rhetorik bedient. 
Amtsträger dieser Exponiertheit müssen sich auch durch ein öffentlich-rechtliches Medium 
eine pointierte mediale Begleitung gefallen lassen, solange die Fakten stimmen. 
 
Den Einzelbeobachtungen der Beanstanderin, sie habe den Eindruck, Trump werde bei SRF 
besonders kritisch behandelt, ist zu entgegnen, dass die Ombudsstelle nur zu einzelnen 
Sendungen Stellung nehmen kann.  Eine allgemeine Programmbeobachtung über Monate 
hinweg kann nur mittels Zeitraumbeanstandung geltend gemacht werden. 
 
Ein Verstoss gegen das Sachgerechtigkeitsgebot gemäss Art. 4 Abs. 2 RTVG liegt 
dementsprechend nicht vor. 
 
Wir hoffen, dass Sie dem öffentlich-rechtlichen Sender trotz Ihrer Kritik treu bleiben. 
 
Sollten Sie in Erwägung ziehen, den rechtlichen Weg zu beschreiten und an die 
Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) zu gelangen, lassen wir 
Ihnen im Anhang die Rechtsmittelbelehrung zukommen. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 
 
 
 
 


